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VORGESCHICHTE Kritik am Geldsystem gibt es, seit Geld als Tauschmittel akzeptiert wird. 
In die vielen Bemühungen, das Geldsystem zu reformieren, reiht sich 
auch die Idee des Vollgeldes ein, die unter anderem auf den Chicago-
Plan aus den 1930er-Jahren zurückgeht. Nach der 1929 ausgebrochenen 
Weltwirtschaftskrise sprechen sich damals führende US-Ökonomen da-
für aus, dass Banken nur noch Kredite ausgeben dürfen, die zu 100 Pro-
zent mit Zentralbankgeld gedeckt sind. 

Die Finanzkrise ab 2008 gibt dem überparteilichen Verein «Monetäre 
Modernisierung» den Anstoss zur Lancierung der Volksinitiative «Für kri-
sensicheres Geld: Geldschöpfung allein durch die Nationalbank! (Voll-
geld-Initiative)». Im Mai 2014 wird die Initiative mit 110 955 gültigen Un-
terschriften eingereicht. Ihr Ziel ist es, der Schweizerischen National-
bank (SNB) das Monopol zur Schaffung von Buchgeld zu übertragen und 
ihr so eine direkte Steuerung der Geldmenge zu erlauben. Die Geschäfts-
banken sollen nicht mehr wie bisher durch die Vergabe von Krediten ei-
genständig zur Geldschöpfung beitragen. Neu geschaffenes Geld soll die 
SNB «schuldfrei» in Umlauf bringen. 

In seiner Botschaft ans Parlament vom November 2016 lehnt der Bundes-
rat die Vorlage ab, weil sie eine «weitgehende und unerprobte Umgestal-
tung des Geld- und Währungssystems sowie des Finanzsektors der 
Schweiz» wäre und als «nationaler Alleingang» die Schweiz nicht 
massgeblich vor Finanzkrisen im Ausland schützen könnte. 

Im Ständerat wie im Nationalrat wollen die Mehrheiten der zuständigen 
Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben die Initiative ohne Gegenvor-
schlag ablehnen. Linksgrüne Minderheiten jedoch sprechen sich für ei-
nen Gegenvorschlag aus, der von systemrelevanten Banken eine höhere 
Eigenkapitalquote von mindestens 10 Prozent verlangen würde. In beiden 
Räten unterliegen diese Anträge. In den Schlussabstimmungen wird die 
Initiative vom Nationalrat mit 169 zu 9 Stimmen, vom Ständerat mit 42 zu 
0 Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt. Die Minderheit der 9 Befür-
worter im Nationalrat besteht aus fünf SP-Mitgliedern sowie je zwei Ver-
tretern der Grünen und der SVP. 

GEGENSTAND In der Bundesverfassung wird festgeschrieben, dass nur noch die 
Schweizerische Nationalbank (SNB) Geld schaffen darf. Die Geldschöp-
fung durch Geschäftsbanken via Kredite wird damit ausgeschlossen. Sie 
dürfen Kredite nur noch vergeben, wenn diese voll durch Spareinlagen 
oder Darlehen der SNB gedeckt sind. Neu geschaffenes Geld soll die SNB 
«schuldfrei» in Umlauf bringen, indem sie es direkt an Bund, Kantone 
oder die Bevölkerung verteilt. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Während die Grüne Partei Stimmfreigabe beschliesst, stellen sich alle 
anderen grösseren Parteien sowie auch die Wirtschaftsverbände und die 
Gewerkschaften gegen die Vollgeldinitiative. Diese Übermacht der Geg-
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ner, zu der sich auch die SNB selbst gesellt, beherrscht den Abstim-
mungskampf. Das gegnerische Lager zeichnet denn auch für rund 90 Pro-
zent aller Inserate verantwortlich (Heidelberger/Bühlmann 2018). 

Die Gegner propagieren ihr Nein mit der Parole «riskant, teuer, schäd-
lich» und bezeichnen eine Umstellung auf ein Vollgeldsystem als «hoch-
riskantes Experiment». Sie warnen vor Kreditengpässen und absehbarem 
politischem Druck auf die SNB, die Finanzierung populärer Anliegen mit 
der Ausschüttung zusätzlichen Geldes zu ermöglichen. Damit werde die 
Unabhängigkeit der SNB gefährdet und die Stabilität des Finanzsystems 
geschwächt statt gestärkt. 

Die Befürworter, zu denen unter anderem einige profilierte Wirtschafts-
wissenschaftler zählen, aber kaum politische Prominenz, argumentieren 
vor allem mit der Stabilität des Finanz- und Wirtschaftssystems: Diese sei 
nur bei einer Deckung allen Geldes durch die Nationalbank auch in Kri-
senzeiten gesichert. Vollgeld gewährleiste zudem, dass Geldschöpfung 
im Interesse des Allgemeinwohls erfolge und die Gewinne daraus der All-
gemeinheit zukommen. 

ERGEBNIS Die Vollgeld-Initiative wird mit einem Nein-Anteil von 75,7% deutlich ver-
worfen. In keinem einzigen Kanton erzielt sie annähernd eine Mehrheit. 
Im Kanton Genf ist die Ablehnung mit 59,7% am wenigsten deutlich, 
überall sonst gibt es Nein-Mehrheiten von über 70%. In den Innerschwei-
zer Kantonen Obwalden, Nidwalden und Schwyz liegen die Nein-Anteile 
sogar über 80%. Die Stimmbeteiligung ist mit 34,6% schwach. 

In der Nachbefragung im Rahmen der Voto-Studie gaben 58% der Be-
fragten an, es sei ihnen schwer gefallen zu verstehen, worum es bei der 
Vollgeld-Initiative ging. Die überwiegende Mehrheit der Gegner hielt den 
Wechsel zu einem Vollgeldsystem für zu riskant. Bei der Minderheit der 
Befürworter war das Misstrauen gegenüber den Geschäftsbanken aus-
schlaggebend für ihr Ja. 
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